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I. Handlungsbedarf  
 
Das Bundesstatistikgesetz (Gesetz über die Statistik für Bundeszwecke – 
BStatG) wird den Anforderungen einer modernen Informationsgesellschaft 
in keiner Weise mehr gerecht, es atmet den Geist des vorigen Jahrhun-
derts. Eine grundlegende Modernisierung ist daher das Gebot der Stunde. 
Im Zentrum dieser notwendigen Modernisierung steht das BStatG, aber 
auch andere begleitende statistische Rechtsnormen gehören auf den Prüf-
stand. 
 
Gesellschaft und Wirtschaft haben sich seit der letzen Novellierung des 
Gesetzes grundlegend gewandelt. Intensität und Geschwindigkeit dieses 
Strukturwandels haben sich permanent erhöht. Die statistischen Rechts-
grundlagen in Deutschland haben damit nicht Schritt gehalten, sie hinken 
dem Wandel weit hinterher. Eine moderne Statistik muss den wirtschaftli-
chen und gesellschaftlichen Strukturwandel begleiten und mit vollziehen, 
der statistische Rechtsrahmen muss dieses gestatten. Nur so kann die amt-
liche Statistik den Informationsbedürfnissen einer sich rapide und schnell 
wandelnden Gesellschaft gerecht werden. 
 
Der Handlungsbedarf bei der Modernisierung des BStatG ergibt sich dabei 
auch aus dem sich zuspitzenden Spannungsfeld, in dem die amtliche Sta-
tistik agiert. Einerseits muss die Statistik auf den sich rasant wandelnden 
Informationsbedarf schnell und flexibel reagieren. Sie muss mehr denn je 
sowohl nationale als auch internationale Informationsbedürfnisse flexibel 
befriedigen. Sie muss zudem sowohl regional als auch fachlich tief geglie-
derte Datenwünsche erfüllen. Andererseits ist die amtliche Statistik mit ste-
tig rückläufigen Ressourcen und der Notwendigkeit, die Belastungen für die 
Auskunftspflichtigen zu minimieren, konfrontiert.  
 
Auch der Statistische Beirat mahnt in seiner Stellungnahme vom Februar 
2010 eine grundlegende Überarbeitung des BStatG an, nicht zuletzt, weil 
das deutsche Statistikrecht nicht mehr mit den europäischen Standards und 
Anforderungen kompatibel ist. Auf europäischer Ebene wird eine grundle-
gende Neufassung der EU-Statistikverordnung vorbereitet, die erheblichen 
Anpassungsbedarf auch für die Bundesstatistik erzeugen wird. Andere eu-
ropäische Länder und auch die EU insgesamt sind bei der Modernisierung 
ihres statistischen Rechtsrahmens wesentlich weiter als Deutschland. Diese 
Länder müssen als Benchmark für die erforderliche BStatG-Novelle ge-
nommen werden. Deutschland sollte den Anspruch haben, auch im Bereich 
der statistischen Informationsinfrastruktur auf eines der weltweit moderns-
ten Systeme zurückgreifen zu können.  
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Eine grundlegende Modernisierung des statistischen Rechtsrahmens in 
Deutschland gehört auf die politische Tagesordnung der laufenden Legisla-
turperiode. Kleinere Anpassungen reichen angesichts der bestehenden 
Herausforderungen nicht aus, die Zeit ist reif für einen Modernisierungs-
schub. Die deutsche Wirtschaft möchte mit den folgenden Vorschlägen 
hierzu ihren Beitrag leisten. Zum Teil sind die Vorschläge nicht neu, son-
dern werden bereits seit vielen Jahren von der deutschen Wirtschaft und 
auch vom Statistischen Beirat erhoben. Ein Grund mehr, die notwendigen 
Reformen jetzt endlich anzupacken. 
 
 
II. Vorschläge  
 
Den gesellschaftlichen Stellenwert der Statistik st ärken 
 
Amtliche statistische Daten sind in einer Demokratie ein öffentliches Gut. 
Die amtliche Statistik ist unverzichtbarer Bestandteil einer demokratischen 
Gesellschaft wie auch beispielsweise die Pressefreiheit, wird aber längst 
nicht so wahrgenommen und wertgeschätzt. Der unverzichtbare Nutzen von 
verlässlichen statistischen Daten wird nicht hinreichend vermittelt. Statisti-
ken werden zwar mit einer Selbstverständlichkeit genutzt, der Erfolg von 
Entscheidungen wird aber selten auf die der Entscheidung zugrundeliegen-
den Daten zurückgeführt, sondern vielmehr auf die Kompetenz, mit der die-
se Daten interpretiert und Schlussfolgerungen daraus gezogen werden. Nur 
beides zusammen führt aber zum Erfolg: fehlende oder falsche Daten kön-
nen genauso zu Fehlentscheidungen führen wie eine fehlerhafte Datenana-
lyse.  
 
Der geringe Stellenwert der Statistik liegt auch daran, dass im BStatG die 
Rolle der amtlichen Statistik als zentrales Element der Informationsinfra-
struktur nicht offensiv genug herausgearbeitet wird. Hier heißt es in vor-
nehmer Zurückhaltung in § 1: “Durch die Ergebnisse der Bundesstatistik 
werden gesellschaftliche, wirtschaftliche und ökologische Zusammenhänge 
für Bund, Länder, einschließlich Gemeinden und Gemeindeverbände, Ge-
sellschaft, Wissenschaft und Forschung aufgeschlüsselt.“ Abgesehen da-
von, dass die Wirtschaft in dieser Auflistung von Adressaten fehlt, wird die-
se Aufgabenbeschreibung der Rolle einer modernen Statistik in einer dy-
namischen Informationsgesellschaft in keiner Weise gerecht. 
 
Die notwendige Gesetzesnovelle muss genutzt werden, um den Stellenwert 
der amtlichen Statistik für unsere demokratische Gesellschaft zu festigen. 
Hierzu sollte in § 1 BStatG der Nutzen der Statistik als Voraussetzung für 
fundierte individuelle, unternehmerische und politische Entscheidungen 
stärker herausgestellt und der umfassende Infrastrukturcharakter der amtli-
chen Statistik für die Wissensgesellschaft stärker herausgearbeitet werden.  
 
Bedürfnisse aller Statistiknutzer berücksichtigen  
 
Bereits 1996 hat der Statistische Beirat festgestellt, dass der Statistikbedarf 
der Verwaltung in einer Demokratie nicht der alleinige Maßstab für die Aus-
gestaltung des statistischen Systems sein darf. Das BStatG ist zu einseitig 
auf die Bedürfnisse der obersten Bundesbehörden fokussiert (§ 2 (3) 
BStatG). Dies wird dem Infrastrukturcharakter der amtlichen Statistik für die 
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breite Öffentlichkeit nicht gerecht. Die amtliche Statistik ist eben nicht allein 
der Politik verpflichtet, sondern grundsätzlich der gesamten Gesellschaft.  
 
Der Statistische Beirat hat daher zuletzt in seinem Eckpunktepapier vom 
Februar 2010 seine Forderung nach einer stärkeren Berücksichtigung der 
Bedürfnisse aller Statistiknutzer im Statistikrecht wiederholt bekräftigt. Nur 
so wird es der amtlichen Statistik möglich sein, als kundenorientierter In-
formationsdienstleister wahrgenommen zu werden und im Wettbewerb mit 
anderen Datenanbietern ihren zentralen Platz zu behaupten.  
 
Die Rechte der verschiedenen Nutzergruppen der amtlichen Statistik müs-
sen bei der Novellierung des BStatG gestärkt werden. Im bestehenden Ge-
setz sind vor allem die Pflichten der Auskunftgebenden geregelt bis hin zu 
Strafandrohungen im Falle der Auskunftsverweigerung. Pflichten und Rech-
te gehören jedoch auch im Bereich der amtlichen Statistik untrennbar zu-
sammen. 
 
Oft sind Datenmelder und -nutzer identisch. Zu einer Verbesserung der 
Datenqualität – und diese sollte bei einer modernen Bundesstatistik nicht 
unberücksichtigt bleiben – ist eine entsprechende Motivation der Melder 
notwendig. Diese kann gerade auch dadurch erreicht werden, dass die Be-
lange der Unternehmen als Statistiknutzer stärker berücksichtigt werden. 
 
Rechtliche Anordnung von Statistiken vereinfachen  
 
Fast alle durch die amtliche Statistik durchgeführten Erhebungen müssen 
durch Gesetz angeordnet werden (§ 5 BStatG). Nahezu jedes Erhebungs-
detail wie Stichprobenumfang, Periodizität und Merkmale ist kleinteilig ge-
setzlich festgeschrieben (§ 9 BStatG). Jede noch so geringfügige Änderung 
einer Erhebung ist somit umständlich und zeitraubend. Raum für ein flexib-
les Agieren ist kaum gegeben.  
 
Die Möglichkeiten zur flexibleren Anordnung und Ausgestaltung von statisti-
schen Erhebungen sind offensichtlich, allein der politische Wille zur Anwen-
dung fehlt bislang. Ohne eine Lockerung des Legalitätsprinzips wird es kei-
ne nachhaltigen Veränderungen bei der Flexibilisierung geben. Einfache 
Rechtsverordnungen reichen in vielen Fällen völlig aus, um statistische Er-
hebungen zu legitimieren. In fast allen europäischen Ländern wird dieses 
Verfahren angewandt.  
 
Des Weiteren sollten sich gesetzliche Statistikregelungen, wo sie notwendig 
bleiben, auf einen Mindestregelungsumfang beschränken. Erhebungsde-
tails gehören nicht in Gesetze, denn gerade sie sind die Stellschrauben für 
eine Anpassung an Veränderungen. Auch die ganz wenigen flexiblen In-
strumentarien im Bundesstatistikgesetz wie etwa die in § 7 BStatG geregel-
ten Erhebungen für besondere Zwecke wirken durch Einschränkungen in 
ihrer Ausgestaltung dem eigentlichen Ziel entgegen, einen kurzfristig auftre-
tenden Datenbedarf schnell zu erfüllen, und kommen daher wenig zur An-
wendung. 
 
Das Bundesstatistikgesetz sollte zukünftig nur noch einen allgemeinen 
Rechtsrahmen für die amtliche Statistik in Deutschland aufspannen. Die 
Details des statistischen Erhebungsprogramms sollten untergesetzlich ge-
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regelt werden, um einerseits die Anpassungsflexibilität des statistischen 
Systems zu erhöhen, und andererseits die Autonomie der statistischen Äm-
ter zu stärken. Das europäische Statistikmodell mit seiner mehrjährigen 
politisch abgestimmten Programmplanung und einer Festlegung der statis-
tischen Jahresprogramme durch Eurostat könnte hier Pate stehen. 
 
Potenziale der Verwaltungsdatennutzung besser aussc höpfen 
 
Viele europäische Länder sind bezüglich der Verwaltungsdatennutzung für 
statistische Zwecke wesentlich weiter als Deutschland. In den Niederlanden 
und in Finnland beispielsweise ist die Verwendung von Verwaltungs- und 
Registerdaten für Zwecke der amtlichen Statistik gesetzlich vorgeschrieben. 
Erst wenn Datenanforderungen auf diesem Wege nicht erfüllt werden kön-
nen, darf das Statistische Amt überhaupt Primärerhebungen durchführen. 
Die Belastungs- und Kostenreduzierung für Unternehmen und Institutionen 
ist dabei erklärtes Ziel und in den entsprechenden Gesetzen festgeschrie-
ben.  
 
Auch in Deutschland werden Verwaltungsdaten zunehmend für statistische 
Zwecke genutzt. So regelt beispielsweise das Verwaltungsdatenverwen-
dungsgesetz seit 2003 die statistische Nutzung von Daten der Finanzbe-
hörden und der Bundesagentur für Arbeit. Gleichwohl ist Deutschland von 
einer systematischen statistischen Verwertung vorhandener Verwaltungs-
daten weit entfernt. Eine umfassende gesetzliche Grundlage existiert nicht. 
Dies sollte im Zuge der Novelle des BStatG geändert werden. Überall dort, 
wo Verwaltungsdaten die notwendigen statistischen Informationen liefern 
können, sollten sie auch dafür verwendet werden. Primärerhebungen wer-
den somit überflüssig, Unternehmen können von Meldepflichten befreit 
werden, ohne dass es zu gravierenden Informationsverlusten kommt. Auch 
die Chancen hinsichtlich der Kosteneinsparung sowohl in den Statistischen 
Ämtern als auch bei den Datenlieferanten sind offensichtlich. Und aus der 
gegenseitigen Verknüpfung von vorhandenen Daten ergeben sich hohe 
Informationsgewinne, deren Potenzial es unter Beachtung datenschutz-
rechtlicher Belange voll auszuschöpfen gilt.  
 
Die Voraussetzung für die Verwendung von Verwaltungsdaten ist die Si-
cherstellung von Aktualität und Qualität. Überall, wo Verwaltungsdaten er-
hoben werden, sollten daher statistische Belange von vornherein systema-
tisch in die Konzeption und Durchführung mit einbezogen werden. Auch die 
Einführung einer bundesweit einheitlichen Wirtschaftsidentifikationsnummer 
wäre ein geeignetes Instrument, um die Qualität und Verwendbarkeit von 
Verwaltungsdaten zu erhöhen. Das jahrelange Tauziehen um die einheitli-
che Wirtschaftsnummer ist ein Trauerspiel. Die Wirtschaftsnummer muss 
endlich Realität werden, die Novelle des BStatG ist hierfür der geeignete 
Anlass.   
 
Den föderalen Aufbau der Statistik modernisieren 

 
Auch bei gebührender Würdigung von in den letzten Jahren erzielter Fort-
schritten: das Zusammenspiel zwischen Bund und Ländern im Bereich der 
Statistik hat noch weiteres Potenzial für Effizienzsteigerungen. Nur so kann 
die amtliche Statistik in Deutschland nachhaltig aktueller, flexibler und inno-
vativer gestaltet werden.  
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Verschiedene Meldegepflogenheiten, unterschiedliche Erhebungsbögen 
und verschieden ausgestaltete Internetauftritte der Statistischen Ämter be-
scheren den Datenmeldern und Datennutzern nach wie vor zum Teil erheb-
liche Belastungen. Unterschiedliche Begrifflichkeiten für Merkmale, eine 
nicht übereinstimmende Preispolitik für den Bezug von Daten und Publikati-
onen und unterschiedliche Angebote für meldepflichtige Unternehmen hin-
sichtlich der Datenübermittlung an die amtliche Statistik sind weitere Bei-
spiele für belastende Auswirkungen des Föderalismus in der Statistik. 
 
Bei der Novellierung des BStatG muss die Zusammenarbeit zwischen Bund 
und Ländern im Bereich der Statistik klarer und effektiver geregelt werden. 
Leitgedanke dabei sollte zum einen sein, die Arbeitsteilung im statistischen 
System zu optimieren, zum anderen, den Wettbewerbsgedanken im statis-
tischen System zu stärken. Nur wenn der Föderalismus als Wettbewerbsfö-
deralismus aufgestellt wird, kann er seine Vorzüge voll entfalten.  
 
Mehr Finanzierungsmöglichkeiten für die Statistikäm ter schaffen  
 
Die stärkere Nutzerorientierung, die im neuen BStatG verankert werden 
sollte, eröffnet auch Möglichkeiten zur Verbreitung der Finanzierungsbasis 
der amtlichen Statistik. Auch privaten Institutionen sollte es im Grundsatz 
möglich sein, gegen Kostenerstattung Statistiken bei den statistischen Äm-
tern in Auftrag zu geben.  
 
Um einer Beliebigkeit bei einer solchen Drittmittelfinanzierung vorzubeugen, 
sollten klare Kriterien und Richtlinien erarbeitet werden, an denen sich Auf-
träge Privater orientieren müssen. Die Statistikämter sollten aber nicht ver-
pflichtet sein, jeden Auftrag von Dritten anzunehmen. Vielmehr muss garan-
tiert sein, dass die amtliche Statistik ihrem Grundauftrag uneingeschränkt 
gerecht werden kann. Auch darf bei einer Ausweitung der Finanzierungsba-
sis das übergeordnete Ziel der Belastungsminimierung der Auskunftspflich-
tigen nicht unterlaufen werden.  
 
Andere europäische Länder sind bei der Drittmittelfinanzierung wesentlich 
weiter als Deutschland. Dort können und sollen sich die statistischen Ämter 
um Drittmittelgeber sowohl innerhalb als auch außerhalb des öffentlichen 
Sektors bemühen. Das neue Bundesstatistikgesetz sollte solche dezentra-
len Finanzierungsmöglichkeiten ebenfalls ermöglichen. Auch angesichts der 
knappen finanziellen Ressourcen, die den statistischen Ämtern zur Verfü-
gung stehen, wäre dies nur zweckmäßig und geboten.  
 
Online-Meldungen als verpflichtenden Standard einfü hren 
 
Die Statistischen Ämter haben bezüglich der Nutzung der Informations- und 
Telekommunikationstechnologien durchaus Pionierarbeit in der öffentlichen 
Verwaltung geleistet. Fast alle Publikationen sind mittlerweile online verfüg-
bar. Im Bereich der Datengewinnung wurden Online-Meldetools wie bei-
spielsweise IDEV und eSTATISTIK.core entwickelt. Immer mehr Auskunfts-
pflichtige können somit ihre Meldungen online abgegeben. Das führt im 
Idealfall zu hohen Effizienzgewinnen nicht nur für die Nutzer, sondern auch 
für die Datenproduzenten selbst.  
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Mittelfristiges Ziel muss ein flächendeckender Einsatz von elektronischen 
Meldeverfahren sein. Der Statistische Beirat fordert in seinem aktuellen 
Eckpunktepapier, Unternehmen und Behörden der öffentlichen Verwaltung 
zu Online-Meldungen zu verpflichten. Hierbei sind angemessene Über-
gangsfristen zu beachten und die technischen Voraussetzungen sind flä-
chendeckend herzustellen. Die rechtlichen Voraussetzungen für einen ver-
pflichtenden Einsatz von Online-Meldeverfahren sind im Rahmen der No-
velle des BStatG zu schaffen.  
 
 

 


